Betriebsvereinbarung

über allgemeine Urlaubsgrundsätze (nach § 87 I Nr. 5 BetrVG)

§ 1 Regelungsbereich und -gegenstand
(1)
Die Betriebsvereinbarung gilt für die Beschäftigten der Firma. 

(2)
Die Betriebsvereinbarung tritt am Tage ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie kann von beiden Seiten mit einer Frist von mindestens drei Monaten zum Jahresende gekündigt werden. Im Falle der Kündigung wirkt die Betriebsvereinbarung bis zum Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung oder dem Spruch der Einigungsstelle nach. Von der Nachwirkung werden auch solche Personen erfasst, die erst nach einer Kündigung dieser Betriebsvereinbarung in den Betrieb eintreten.

(3)
Jeder Arbeitnehmer erhält eine Abschrift dieser Betriebsvereinbarung.

(4)
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechtsunwirksam sein, so ist die Rechtswirksamkeit der anderen Bestimmungen davon nicht berührt. Im Falle der Unwirksamkeit einer oder mehrerer Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung werden die Parteien eine der unwirksamen Regelungen möglichst nahe kommende rechtswirksame Ersatzregelung treffen.

(5)
Die Wirksamkeit bestehender Betriebsvereinbarungen und Regelungsabreden bleibt unberührt. 

§ 2 Erstellung eines Urlaubsplanes; Genehmigung von Urlaubswünschen

(1)
Jede Dienstplaneinheit bzw. Abteilung hat bis zum 31.12. des Kalendervorjahres einen Jahresurlaubsplan für alle in der Abteilung Beschäftigten anzufertigen. Das Original des Urlaubsplanes verbleibt im Personalbüro. Der Urlaubsplan wird in das Personal Office System eingestellt. 

(2)
Im Jahresurlaubsplan soll jeder Arbeitnehmer nach Möglichkeit seinen Urlaubsanspruch bis auf 5 Tage, verplant haben. Diese 5 Tage des Urlaubsanspruches verbleiben bis auf weiteres zur freien Disposition. 

(3)
Die Abteilungsleiter sowie die Geschäftsführung zeichnen für das Inkrafttreten und die Durchführung des Urlaubsplanes in ihren Organisationseinheiten verantwortlich. 

(4)
Spätestens zum Ende der 3. Quartals des Jahres soll der Arbeitnehmer seine Wünsche zu dem noch verbliebenen Urlaub von maximal 5 Urlaubstagen bekannt geben. Die Dienstplanverantwortlichen weisen alle Arbeitnehmer 1 Monat vor Ablauf des 3. Quartals nochmals auf diesen Umstand hin. Urlaubstage, die zu diesem Zeitpunkt nicht beantragt sind, werden durch die Dienstplanverantwortlichen verplant. 

§ 3 Arbeitnehmerrechte

(1)
Der Urlaub dient der Erholung des Arbeitnehmers und ist prinzipiell so zu gewähren, wie er geplant wurde.

(2)
Der Urlaubsantrag eines Arbeitnehmers bzw. der Urlaubsplan gelten als genehmigt, wenn der Arbeitgeber nicht innerhalb von 14 Tagen schriftlich widerspricht. 

(3)
Ein Widerspruch gegen Urlaubswünsche eines Arbeitnehmers ist aufgrund dringender betrieblicher Notwendigkeit oder bei sich ausschließenden Urlaubswünschen möglich. Soziale Gesichtspunkte sind zwingend zu berücksichtigen.

(4)
Grenzen direkt an den Urlaub ein oder mehrere Wochenenden, so werden diese nicht mit Arbeit verplant, der Arbeitnehmer hat hier Anspruch auf „Frei“. Bei Vorliegen dringender betrieblicher Gründe kann der Arbeitgeber Dienst an maximal einem der beiden Wochenenden anordnen; ein Wochenende hat in jedem Falle dienstfrei zu bleiben. Die Anordnung von Dienst an einem Wochenende bedarf der vorherigen Information und ggf. Zustimmung des Betriebsrates.

§ 4 Betriebsratsrechte

Die Jahresurlaubsanträge bzw. -pläne sind in Kopie spätestens zum 31. Januar des Jahres dem Betriebsrat komplett vorzulegen. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates bleiben gewahrt.

§ 5 Fortschreitung und -entwicklung dieser Betriebsvereinbarung; Beilegung von Meinungsverschiedenheiten

(1)
Betriebsrat und Geschäftsleitung verpflichten sich, die in dieser Betriebsvereinbarung festgeschriebenen Regelungen aufmerksam zu verfolgen und bei Bedarf fortzuschreiben. 

(2)
Dem Betriebsrat und dem Arbeitgeber werden insoweit auch das Recht eingeräumt, bei Bedarf initiativ zu werden und gegebenenfalls die Einigungsstelle anzurufen

(3)
Bei nicht ausräumbaren Meinungsverschiedenheiten zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber, die sich aus der Anwendung, Interpretation und Fortschreitung bzw. -entwicklung dieser Betriebsvereinbarung ergeben, kann die Einigungsstelle angerufen werden. 
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